
Barrierefreies Bauen ist 
für ein selbstbestimmtes 
Leben unerlässlich – egal 
ob es um den Zugang zu öf-
fentlichen Gebäuden oder 
um die eigene Wohnung 
geht. CDU und FDP hatten 
2017 in Niedersachsen lan-
ge vereinbarte Verbesserun-
gen bei der Barrierefreiheit 
in Gebäuden abgelehnt. 
Das ist auf massive Kritik 
gestoßen. Die schwarz-rote 
Landesregierung überar-
beitet die Niedersächsische 
Bauordnung zwar derzeit, 
hat bislang allerdings dar-
auf verzichtet, große Behin-
dertenverbände mit einzu-
binden.

Im August fand die An-
hörung zum Gesetzentwurf 
statt. „Leider ohne den 

SoVD als größten Sozial- 
und Behindertenverband 
in Niedersachsen mit ein-
zubeziehen“, kritisiert der 
SoVD-Landesvorsitzende 
Adolf Bauer.

Dabei stehen Barriere-
freiheit und Inklusion ganz 
oben auf der Liste der wich-
tigsten Themen des SoVD. 
Auch ohne Aufforderung 
hat der Verband daher eine 
Stellungnahme zum aktu-
ellen Gesetzentwurf abge-
geben – und kritisiert darin 
gleich mehrere Punkte:

Unter anderem sieht der 
Entwurf vor, dass bauliche 
Anlagen oder Teile davon 
nur noch „in einem dem 
Bedarf entsprechenden 
Umfang“ barrierefrei sein 
müssen. „Das lehnen wir 
strikt ab“, stellt Bauer klar. 
„Denn damit werden Men-
schen mit Behinderung zum 
Beispiel bei Veranstaltun-
gen von vornherein ausge-
grenzt.“ Zudem drohe so die 
Akzeptanz von Maßnahmen 
zur Barrierefreiheit aufge-
weicht zu werden. „Die Er-
fahrungen zeigen leider bis-

her, dass nicht zu viel, son-
dern zu wenig für die Bar-
rierefreiheit getan wird“, so 
Bauer weiter.

Kritik übt der SoVD auch 
an den geplanten Regelun-
gen zur barrierefreien Er-
reichbarkeit von Terrassen 
und Balkonen – hier soll 
eine Schwelle von zwei 
Zentimetern Höhe zuläs-

sig sein. „Das ist ein Rück-
schritt in den technischen 
Standards“, bemängelt der 
SoVD-Chef. Gerade für Se-
nioren mit einem Rollator 
könne eine solche Schwel-
le ein Hindernis darstellen, 
das mit einer erheblichen 
Sturzgefahr verbunden sei.

„Mit der Neufassung der 
Niedersächsischen Bauord-

nung hat die Regierung die 
Chance, die Barrierefreiheit 
in Niedersachsen voranzu-
bringen und wesentliche 
Punkte der UN-Behinder-
tenrechtskonvention end-
lich umzusetzen“, betont 
Bauer. Dafür müsse der 
derzeitige Gesetzentwurf 
allerdings dringend nach-
gebessert werden.

Änderung der Niedersächsischen Bauordnung: Nachbesserung dringend erforderlich

SoVD kritisiert aktuellen Gesetzentwurf

Barrierefreiheit sieht anders aus: Die neue Niedersächsische Bauordnung soll Abhilfe schaf-
fen – doch der Gesetzentwurf greift zu kurz.� Foto: PantherMedia / Rüdiger Rebmann

Unsere Sterbegeld -
vorsorge!
Die Bestattungskosten 
absichern und Ihre 
Angehörigen entlasten.

Digitales Erbe: Bundesgerichtshof fällt Grundsatzurteil / SoVD rät zur Vorsorgevollmacht 

Mehr Sicherheit für persönliche Daten im Netz
Der Internetdienst Face-

book muss den Eltern eines 
toten Mädchens Zugang 
zum gesperrten Nutzer-
konto ihrer Tochter ge-
währen. Das hat der Bun-
desgerichtshof (BGH) jetzt 

in einem Grundsatzurteil 
entschieden. Danach kön-
nen digitale Inhalte genau-
so vererbt werden wie Brie-
fe und Tagebücher – ohne 
dass dadurch das Fernmel-
degeheimnis verletzt wird.

„Der SoVD ist am Puls 
der Zeit und berücksich-
tigt den Schutz der per-
sönlichen Daten über den 
Tod hinaus bereits in sei-
ner Vorsorgevollmacht“, 
berichtet Frank Rethmeier, 

Leiter des Sachgebiets So-
zialrecht beim SoVD-Lan-
desverband Niedersachsen. 
„Noch bevor ein Erbschein 
ausgestellt ist, bekommen 
die Bevollmächtigten da-
mit Zugang zu den digi-
talen Daten.“ Dies könne 
zum Beispiel wichtig sein, 
um per E-Mail eingehende 
Rechnungen zu begleichen 
oder online abgeschlossene 
Verträge zu kündigen. „Da-
rüber hinaus kann in der 
Vorsorgevollmacht die Lö-
schung sämtlicher digitaler 
Spuren im Internet geregelt 
werden“, so der Rechtsan-
walt weiter.

Rethmeier empfiehlt da-
zu, eine Übersicht aller 
Nutzerkonten mit Benut-
zernamen und Kennwör-
tern anzufertigen: „Damit 
haben die Bevollmächtig-
ten im Fall der Fälle gleich 
alle wichtigen Informatio-
nen zur Hand.“

Sie haben weitere Fragen 

zu den Themen Patienten-
verfügung und Vorsorge-
vollmacht? Hier finden Sie 
das SoVD-Beratungszen-
trum in Ihrer Nähe: www.
sovd-nds.de.

Jetzt kostenlos beraten lassen. 

0511 - 646 989 65
www.vvs-ag.com | info@vvs-ag.com

Entlasten Sie Ihre Angehörigen 
und decken alle Kosten ab!

 ü Aufnahme bis zum 
85. Lebensjahr

 ü Keine Gesundheitsfragen
 ü Keine Wartezeiten
 ü Günstiger Gruppentarif für 
VVS-Versicherte

Unsere Berater 
finden für Sie die 
passende Sterbegeld-
versicherung!

Sorgenfrei im Internet: Per Vorsorgevollmacht kann man sich schon zu Lebzeiten um 
sein digitales Erbe kümmern. � Foto: Jupiterimages / Pixland 
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Niedersächsisches Behindertengleichstellungsgesetz 

SoVD sieht Luft nach oben 
beim barrierefreien Internet

Von Bankgeschäften über 
Mobilität und Verkehr bis 
hin zu Behördensachen: 
Die Digitalisierung durch-
dringt fast alle Lebensbe-
reiche. Eine umfassende 
Teilhabe aller Menschen ist 
daher nur möglich, wenn 
Internetseiten und mobile 
Anwendungen konsequent 
barrierefrei gestaltet wer-
den. Dafür soll jetzt eine 
Reform des Niedersächsi-
schen Behindertengleich-
stellungsgesetzes sorgen.

Der Gesetzentwurf bleibt 
allerdings weit hinter den 
Erwartungen des SoVD zu-
rück. Das hat Niedersach-

sens größter Sozialverband 
in einer Stellungnahme 
gegenüber dem Landtag 
deutlich gemacht.

„Der Entwurf ermöglicht 
immer noch weitreichende 
Ausnahmen“, kritisiert der 
SoVD-Landesvorsitzende 
Adolf Bauer.

So beschränkt sich die 
Pflicht zur digitalen Barri-
erefreiheit im Wesentlichen 
auf öffentliche Stellen, 
während private Anbieter 
weitgehend ausgenommen 
bleiben. Auch für Schu-
len und Tageseinrichtun-
gen für Kinder sollten 
ursprünglich Ausnahmen 

gelten. Diese werden aber 
wohl nach Gesprächen des 
SoVD und des Blinden- 
und Sehbehindertenver-
bands Niedersachsen mit 
den Landtagsfraktionen 
von SPD und CDU wieder 
entfallen.

Kritisch sieht der SoVD 
außerdem die geplante 
Selbstkontrolle von Regie-
rung und Verwaltung. „Wir 
fordern stattdessen die Ein-
richtung eines Kompetenz-
zentrums Barrierefreiheit, 
das die regelmäßige Über-
wachung der digitalen Bar-
rierefreiheit übernimmt“,  
stellt der SoVD-Chef klar.

Neues Recht: Eine Gesetzesreform soll die digitale Barrierefreiheit in Niedersachsen 
voranbringen – der SoVD hat den Entwurf kritisch beleuchtet.� Foto: Stefanie Jäkel

Mit der „Ergänzenden unabhängigen Teilhabeberatung“ 
(EUTB) erweitert der SoVD in Niedersachsen sein Be-
ratungsangebot um eine niedrigschwellige Beratung für 
Menschen mit Behinderung – und zwar kostenlos, barri-
erefrei und unabhängig von Trägern, die Leistungen be-
zahlen oder erbringen. Der SoVD hat vom Bundesministe-
rium für Arbeit und Soziales den Zuschlag für insgesamt 
neun EUTB-Standorte in ganz Niedersachsen bekommen. 
Nachdem die EUTB in Northeim bereits im Mai gestartet 
war, hat sie jetzt als erste Beratungsstelle ihre offiziel-
le Eröffnung gefeiert. Mit von der Partie (von links): die 
EUTB-Beraterinnen Monika Nölting und Susanne Grebe-
Deppe, die Landesbeauftragte für Menschen mit Behinde-
rungen Petra Wontorra und SoVD-Landesgeschäftsführer 
Dirk Swinke. Beim Tag der offenen Tür konnten sich die 
Besucher über die Arbeit der EUTB informieren und die 
Räumlichkeiten besichtigen. Im Anschluss bestand die 
Möglichkeit zu Kurzberatungen.� Foto: Kathrin Schrader

Neues Beratungsangebot: 
SoVD startet EUTB

Wer könnte überzeugen-
der für den SoVD werben 
als seine Mitglieder? Wer 
Lust hat, sein Gesicht auf 
Plakaten, Flyern, Broschü-
ren, hier im Niedersach-
sen-Echo und in weiteren 
SoVD-Medien zu sehen, 
hat jetzt die Chance dazu: 
Niedersachsens größter 
Sozialverband ist auf der 
Suche nach Fotomodellen.

Bei einem Termin im 
Herbst nimmt ein profes-
sioneller Fotograf Sym-
bolfotos für den SoVD auf. 
Dabei geht es um lebens-
echte Alltagssituationen 
aus den Bereichen Pfle-
ge, Gesundheit, Arbeits-

markt, Behinderung und 
Rente. 

Es wird direkt vor Ort 
fotografiert, wo die Pro-
bleme erlebbar sind: im 
Pflegeheim, im Straßen-
verkehr oder im Büro.

Sie möchten gerne dabei 
sein oder kennen jemand 
anderen, der sich unent-
geltlich zur Verfügung 
stellen würde? Dann be-
werben Sie sich bis zum 
21. September mit ei-
nem Foto – per E-Mail an 
presse@sovd-nds.de.

Sie haben noch Fragen? 
Rufen Sie uns einfach an! 
Sie erreichen uns unter der 
Nummer 0511/7014869. 

SoVD sucht Fotomodelle

Jetzt bewerben!

Keine Angst vor der Kamera: Das ist das Wichtigste 
beim SoVD-Fototermin.� Foto: Stefanie Jäkel

Krankenkassenbeiträge bei Betriebsrenten

SoVD fordert Entlastungen

Bezieher von Betriebs-
renten müssen seit 2004 
sowohl den Arbeitgeber- 
als auch den Arbeitneh-
meranteil an der Kranken-
versicherung zahlen – also 
doppelt so viel wie vorher. 
Der SoVD macht sich da-
für stark, dass die Regelung 
wieder gekippt wird.

„Bei uns in der Beratung 
ist dieses Thema ein Dau-

erbrenner“, berichtet der 
SoVD-Landesvorsitzende 
Adolf Bauer. „Die Betrof-
fenen haben finanzielle 
Einbußen und fühlen sich 
ungerecht behandelt.“ Pro-
blematisch sei vor allem der 
fehlende Vertrauensschutz: 
„Als die Betroffenen sich 
für die Betriebsrente als 
Altersvorsorge entschieden 
haben, gab es die Regelung 

noch nicht. Sie haben also 
mit einem ganz anderen Be-
trag für ihre Rente geplant“, 
gibt Bauer zu bedenken.

Mittlerweile gebe es Be-
strebungen der Bundespo-
litik, zumindest über ei-
ne Entschädigung für die 
Rentner nachzudenken.

Der SoVD appelliert aber 
auch an die niedersächsi-
sche Landesregierung: „Die 
Große Koalition muss sich 
jetzt unbedingt dafür stark-
machen, dass das Gesetz 
wieder rückgängig gemacht 
wird. Ansonsten ist die Be-
triebsrente als zusätzliche 
Säule bei der Altersversor-
gung nicht mehr attraktiv“, 
so der Landesvorsitzende.

Grundsätzlich fordert der 
SoVD ohnehin eine Stabi-
lisierung der gesetzlichen 
Rente und die Rückkehr zu 
einem Niveau, das den Le-
bensstandard sichert.

Hohe Krankenkassenbeiträge: Betriebsrentner müssen be-
sonders tief in die Tasche greifen.� Foto: Stefanie Jäkel
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Jedes zehnte Kind in Oldenburg ohne Betreuung

SoVD fordert mehr Kita-Plätze
Seit Anfang August ist die 

Kindergartenbetreuung in 
Niedersachsen kostenfrei. 
In Oldenburg muss derzeit 
allerdings fast jedes zehnte 
Kind ohne Kita-Platz aus-
kommen. „Die Beitrags-
freiheit ist das eine, das 
andere ist die Versorgung 
mit Betreuungsplätzen: 
Hier müssen mehr geschaf-
fen werden“, fordert Jörg-
Christian-Hülper, der den 
SoVD-Regionalbereich 
Oldenburg leitet.

„In der Diskussion um die 
beitragsfreie Kita kommt 
die Betrachtung der zah-
lenmäßigen Versorgung zu 
kurz“, kritisiert Hülper. 
So fehle es in Oldenburg 
derzeit an 195 Kindergar-
tenplätzen für die Drei- bis 
Sechsjährigen. Für Kinder 
im Krippenalter unter drei 
Jahen gebe es sogar 491 Be-
treuungsplätze zu wenig. 
Zwar wolle die Stadt ih-
re Kapazitäten ausbauen, 
komme dabei aber nicht 

schnell genug hinterher. 
„Wir müssen jetzt die Be-
treuung der unter dreijäh-
rigen Kinder durch Tages-
mütter stärken, um das 
Defizit an Krippenplätzen 
auszugleichen“, so Hülper. 
Als nächsten Schritt fordert 
der SoVD-Regionalleiter, 
neben der Kindergarten- 

auch die Krippenbetreu-
ung beitragsfrei zu stellen. 
Allerdings warnt er davor, 
die Beitragsfreiheit durch 
größere Kita-Gruppen zu 
erkaufen: „Sie darf nicht 
zulasten der Betreuung ge-
hen und auf den Schultern 
der Erzieher ausgetragen 
werden.“

Kinderbetreuung in der Kita: in Oldenburg leider keine 
Selbstverständlichkeit.� Foto: Fotolia / Köpenicker

Auf Initiative von Kreisfrauensprecherin Ilse Gäbler 
(rechts) hat der SoVD-Kreisverband Hannover-Stadt 300 
Euro für eine bessere Versorgung schwerkranker Kinder 
und ihrer Familien gespendet. Den symbolischen Scheck 
überreichte Gäbler zusammen mit Ingrid Beyer, Beisitze-
rin im Kreisvorstand (links), an Kristin Lindhorst, Koordi-
natorin des Netzwerks für die Versorgung schwerkranker 
Kinder und Jugendlicher (Mitte). Gäbler: „Ich bin durch 
einen Zeitungsartikel auf den Verein aufmerksam gewor-
den und fand die Idee sehr gut, sich für diese Kinder 
einzusetzen.“  � Foto: Volker Rinne

SoVD Hannover-Stadt 
spendet für kranke Kinder

SoVD und Bündnispartner befragen Bundestagsabgeordnete

Armutspolitik auf dem Prüfstand

Das Bündnis „Armut 
in einem reichen Land“, 
in dem sich der SoVD im 
Landkreis Diepholz enga-
giert, hat in Sulingen mit 
Bundestagsabgeordneten 
über die Armutspolitk ih-
rer Parteien diskutiert.

Differenzen gab es vor al-
lem bei der Frage, wie die 
Rente zu sichern sei. Sarah 
Ryglewski (SPD) verwies 
auf den Koalitionsvertrag: 
„Wir haben eine Grundren-
te durchgesetzt, die zehn 
Prozent über der Grundsi-
cherung liegt.“ Katja Keul 
(Bündnis 90/Die Grünen) 
und  Amira Mohamed Ali 

(Die Linke) forderten dage-
gen die Rente für alle. Da-
zu müsse jeder verpflichtet 
werden, in die gesetzliche 
Rentenversicherung einzu-
zahlen – also etwa auch bis-
her nicht pflichtversicherte 
Selbstständige. Jens Beeck 
(FDP) lehnte eine solche 
Einheitsrente ab. Sein Vor-
schlag: „Um Altersarmut zu 
vermeiden, dürfen die beste-
henden Leistungsansprüche 
nicht auf die Grundsiche-
rung angerechnet werden.“

Ortwin Stieglitz vom 
SoVD-Kreisverband Diep-
holz argumentierte mit 
Blick auf Finanzierungs-

fragen, dass in Deutschland 
täglich eine Milliarde Euro 
vererbt werden: „Hier müs-
sen Vermögens- und Erb-
schaftssteuer ansetzen!“

Stieglitz’ Fazit als Mode-
rator der Diskussion: „Bei 
Themen wie Mindestlohn 
oder Bürokratieabbau lie-
gen die Vorstellungen der 
Abgeordneten derzeit gar 
nicht so weit auseinander – 
aber geschafft wurde bisher 
nicht wirklich viel.“

Die Gesprächsrunde fand 
seit 2016 bereits zum dritten 
Mal statt und soll auch im 
kommenden Jahr wieder-
holt werden.

Zumindest beim Ziel sind sich alle einig (von links): Ortwin Stieglitz (SoVD), Matthias Mül-
ler (DGB), Katja Keul (Bündnis 90/Die Grünen), Jens Beeck (FDP), Sarah Ryglewski (SPD), 
Rudolf Dyk (SoVD), Amira Mohamed Ali (Die Linke), Marlis Winkler (Diakonie) und Karin 
Bockhorst (Caritas) wollen die Armut bekämpfen.� Foto: Roland Knillmann

Vom 12. September bis 
zum 22. Oktober läuft 
die Online-Abstimmung 
über den Publikumspreis 
des Deutschen Engage-
mentpreises. Der SoVD 
in Niedersachsen hat die 
Braunschweigerin Regi-
na Schultz nominiert, die 
beim SoVD-Inklusions-
preis 2017 den ersten Platz 
in der Kategorie „Ehren-
amt“ belegt hatte.

Schultz engagiert sich 
seit mehr als acht Jahren 
ehrenamtlich im Raum 
Wolfenbüttel, Wolfsburg 
und Braunschweig. Sie 
arbeitet für und mit Men-
schen mit Behinderung 
und initiiert inklusive Bil-
dungsprojekte zur kultu-
rellen Teilhabe im öffentli-
chen Raum. So lädt sie et-
wa Menschen mit Demenz 
oder geistiger Beeinträch-
tigung ins Herzog-Anton-
Ulrich-Museum in Braun-
schweig ein. Dabei arbei-
tet sie mit der sogenannten 
TimeSlips-Methode, die 
es ermöglicht, Ideen und 
Gedanken zu den einzel-
nen Kunstwerken in un-
terhaltsame Geschichten 

zu verpacken – so werden 
die Bilder lebendig. Ziel ist 
es, die Betroffenen mit der 
Kultur ihrer Heimat ver-
traut zu machen und sie 
selbstständig daran teil-
haben zu lassen.

Bundesweit sind insge-
samt 554 herausragend en-
gagierte Menschen für den 
Deutschen Engagement-
preis nominiert. Anfang 
September entscheidet ei-
ne Fachjury über die Preis-
träger in den fünf Katego-
rien „Chancen schaffen“, 
„Leben bewahren“, „Ge-
nerationen verbinden“, 
„Grenzen überwinden“ 
und „Demokratie stär-
ken“. Alle anderen Nomi-
nierten haben die Chance 
auf den mit 10.000 Euro 
dotierten Publikumspreis. 
Die Gewinner werden bei 
einer festlichen Preisver-
leihung am 5. Dezember 
in Berlin bekannt gegeben.

Der SoVD in Nieder-
sachsen freut sich über 
jede Stimme für Regina 
Schultz. Hier können Sie 
abstimmen: www.deut-
scher-engagementpreis.
de/publikumspreis. 

Deutscher Engagementpreis

Stimmen Sie ab!

Nominiert: die Braunschweigerin Regina Schultz – hier  
bei der Verleihung des SoVD-Inklusionspreises 2017 
in Hannover.� Foto: Lennart Helal
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+++ Mit Ihrer Sterbegeldversicherung alle Kosten abdecken. +++ Beratung unter 0511 - 646 989 65 +++
informiert:

Der SoVD formuliert die Dokumente rechtssicher und ver-
bindlich.� Foto: Stefanie Jäkel

Der SoVD-Kreisverband Holzminden hat sich bei seiner Kreisverbandstagung in Stadtol-
dendorf für die Kampagne starkgemacht.� Foto: Jens Bremeyer

Mit einem Rollstuhl-Parcours machte der SoVD-Ortsverband Döhren-Wülfel-Mittelfeld beim 
Integrationsfest im Stadtbezirk auf Barrieren aufmerksam.� Foto: Dirk Battke

Der SoVD in Gifhorn nutzte den Tag der Senioren, um für 
mehr Inklusion zu werben.� Foto: Berko Härtel

Die SoVD-Bezirksarbeitsgemeinschaft Weser-Ems stellte auf dem Oldenburger Schloss-
platz klare Forderungen an die Kommunal- und Landespolitik. � Foto: Dirk Swinke

In Cuxhaven informierte der SoVD auf der Cuxland-Aus-
stellung zum Thema Barrierefreiheit.� Foto: Gerd Drewes

„Ich bin nicht behindert. Ich werde behindert.“: Aktionstage der Orts- und Kreisverbände

SoVD-Kampagne tourt durch Niedersachsen
Mit der Kampagne „Ich 

bin nicht behindert. Ich 
werde behindert.“ kämpft 
der SoVD in Niedersachsen 
dafür, dass alle Menschen 
überall dabei sein können 
– egal ob mit oder ohne Be-
hinderung. Nach dem Start-
schuss am 4. Mai in Hanno-
ver rollt die Kampagne jetzt 
durchs ganze Land, um das 
Thema Inklusion überall vor 
Ort voranzubringen. Mehr 
Infos und Termine unter: 
www.ich-werde-behindert.
de/nds.

Der SoVD in Bad Harzburg war beim Info-Open-Air des Kom-
munalen Präventionsrats dabei. � Foto: Günter Rauer

In Papenburg protestierte der SoVD-Kreisverband Emsland 
gegen defekte Bahnhofsaufzüge.� Foto: Heinrich Schepers

Der SoVD-Kreisverband Osnabrücker-Land stellte ein Groß-
flächenplakat in Bad Laer auf.� Foto: Gerd Groskurt
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